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A Wohnbaugenossenschaften Schweiz
verband der gemeinnützigen wohnbauträger

SCHWEIZ

f

Neue Gesichter auf der
Geschäftsstelle
Als Folge der Pensionierung von Brigitte
Dutli, Leiterin Finanzen und Fondsver-

waltung, auf Ende 2013 und der Reorga-
nisation verschiedener Abteilungen von
Wohnbaugenossenschaften Schweiz hat
Kathrin Schriber die Leitung der Abtei-
lung Fonds übernommen. Per 1. Septem-
her 2013 hat ihr Team Verstärkung durch
Sandra Boillod-Badertscher erhalten.
Neben der Fondsverwaltung arbeitet sie

in der Finanzabteilung mit. Als Betriebs-
ökonomin FH mit Vertiefungsrichtung
Bankwirtschaft bringt Sandra Boillod-
Badertscher die besten Voraussetzungen
für ihre Tätigkeit in den beiden Abteilun-
gen mit. Durch ihre früheren Tätigkeiten
bei verschiedenen Grossunternehmen
sammelte sie grosse Erfahrung im Be-
reich Finanz- und Rechnungswesen und
besitzt fundierte Kenntnisse in Projekt-
und Prozessmanagement sowie im inter-
nen Kontrollsystem (IKS). Sandra Boil-
lod-Badertscher ist Mutter einer vierjäh-
rigen Tochter. fcs

Sandra Boillod-Badertscher ver-
stärkt das Team der Fondsver-
waltung.

Anfang Februar 2014 hat lie. iur. Fabiano
Marchica seine Tätigkeit im Rechtsdienst

aufgenommen. Er ersetzt Michael
Schlumpf, der sich einer neuen berufli-
chen Herausforderung gestellt hat. Ihm
danken wir für seine wertvolle und kom-

petente Arbeit herzlich. Sein Nachfolger
wird die Verbandsmitglieder gemeinsam
mit Myriam Vorburger insbesondere in
den Bereichen Miet-, Genossenschafts-,
Sachen- und Arbeitsrecht unterstützen.
Fabiano Marchica ist zudem für die Refe-

rententätigkeit bei der Verbandsweiter-

bildung zuständig. Dafür bringt er die
besten Voraussetzungen mit: Er hat ein
Studium der Rechtswissenschaften an
der Universität Zürich absolviert und sich
danach laufend weitergebildet. Dank sei-

ner Tätigkeit in verschiedenen juristi-
sehen Bereichen wie auch als Lehrer an
einer Wirtschaftsschule kann er die Bera-

tungs- und Bildungstätigkeit bei uns bes-

tens verbinden. Fabiano Marchica lebt
mit seiner Familie in Dänikon. uh

Der Jurist Fabiano Marchica ist
neuer Mitarbeiter im Rechts-
dienst.

Wahlen in die Verbandsgremien

2014 ist ein Wahljahr. Die Delegierten
werden alle drei Jahre im ersten Semester

von den Generalversammlungen der Re-

gionalverbände entsprechend der vom
Vorstand zugeteilten Sitzzahl und ge-
mäss den Statuten der Regionalverbände
gewählt oder bestätigt. An der Delegier-
tenversammlung vom 13. Juni 2014 er-

folgt die Konstituierung. Zudem stehen
die Wahlen für das Verbandspräsidium,
das Vizepräsidium der Delegiertenver-
Sammlung, den Vorstand sowie für die

Mitglieder der Fondskommission des

Fonds de Roulement an. Präsident Louis
Schelbert sowie alle Mitglieder des Vor-
Standes stellen sich für eine weitere
Amtsperiode zur Verfügung. Auch alle

Mitglieder der Fondskommission des

Fonds de Roulement stellen sich zur Wie-
derwahl. Die Vizepräsidentin der Dele-

giertenversammlung, Margrit Spörri, hat
ihre Demission bekanntgegeben. Dieses
Amt ist an der Delegiertenversammlung
neu zu besetzen. u/t

Nachfrage bleibt hoch

Die Mehrheit der Stimmbevölkerung
hat am 9. Februar der Einwanderungs-
initiative zugestimmt. Ist nun in den
Bereichen, die zuvor im Mittelpunkt
des Interesses standen, Entspannung
angesagt? Beim Kulturland und beim
Verkehr wurden mit den Abstimmun-

gen zum neuen Raumplanungsgesetz
und zu Fabi wichtige Pflöcke gesetzt.
Bei den Löhnen bleibt die Unsicher-
heit vorderhand gross.

Und im Wohnungswesen? Da wür-
de ich die Frage mit nein beantworten.
Das liegt einmal daran, dass der Wirt-
schaftsmotor in der Schweiz auch in
der nächsten Zukunft kräftig dreht. Die
Zuwanderung von Arbeitskräften
dürfte relativ hoch bleiben. Im Übri-

gen kommt der von der Initiative ver-
langte Systemwechsel nicht sofort, der
Text sieht eine Frist von drei Jahren vor.

Nicht minder wichtig aber sind Fak-

toren, die mit Kontingenten und Per-

sonenfreizügigkeit nichts zu tun ha-
ben. In den letzten Jahren stiegen die

Liegenschaftspreise unaufhörlich. Ein
Teil der grossen Nachfrage ist dem

niedrigen Zinsniveau geschuldet. Das
ändert sich nicht so schnell, der Boom
hält in der Tendenz an. Die hohe Nach-
frage ist aber auch mit Erfahrungen auf
den Finanzmärkten zu erklären, Inves-
titionen in Grund und Boden gelten als

sicher. Schliesslich ist auch keine
Trendumkehr bei den Platzbedürfnis-
sen zu erkennen.

Das heisst: Die Nachfrage nach
Wohnraum wird hoch bleiben. Der
Bundesrat tut deshalb gut daran, den

wohnungspolitischen Dialog zwi-
sehen Bund, Kantonen und Gemein-
den fortzuführen. An der Umsetzung
ist die Konferenz der kantonalen
Volkswirtschaftsdirektoren nicht min-
der interessiert als der Schweizerische
Städteverband. Dabei kommt dem ge-
meinnützigen Wohnungsbau eine

wichtige Rolle zu. Die Wohnbaugenos-
senschaften wollen ihren Teil zur Ent-

Spannung der Lage beitragen.

Low« Sc/te/üerf, Präsident IPo/m/ww-

genossenschfl^fen Schweiz/tVahonalraf



FONDS DE ROULEMENT SOLIDARITÄTSFONDS

Bund finanziert bis zur
Hälfte der Landkosten

Gemeinnützige Bauträger dürfen Darle-
hen aus dem Fonds de Roulement ins-
künftig auch für den Erwerb von Bauland
in Anspruch nehmen. Dies hat der Bun-
desrat im vergangenen Herbst beschlos-

sen, um die Erstellung kostengünstiger
Wohnungen anzukurbeln (vgl. Wohnen
11/2013). Inzwischen hat das Bundes-
amt für Wohnungswesen (BWO) das ent-
sprechende Merkblatt 2 zur Bundeshilfe
an die Dachorganisationen des gemein-
nützigen Wohnungsbaus und ihre Ein-
richtungen überarbeitet. Daraus geht
hervor, dass maximal die Hälfte des

Landpreises oder bis 50 000 Franken pro
mögliche Wohnung ausgerichtet wer-
den. Für die Darlehen muss während der
ersten drei Jahre kein Zins entrichtet und
auch keine Amortisation geleistet wer-
den. Danach gilt der zu diesem Zeit-
punkt gültige reguläre Darlehenszins,
und die Rückzahlung beginnt nach wei-
teren drei Jahren. Die Laufzeit beträgt
insgesamt 25 Jahre.

Gleichzeitig hat der Bundesrat die Be-

dingungen für den Bezug von Fonds-de-
Roulement-Geldern zur Finanzierung
von Neubau, Kauf und Erneuerung flexi-
hier ausgestaltet und verbessert (vgl.
Wohnen 1-2/2014). Die Einzelheiten ste-
hen ebenfalls im erwähnten Merkblatt 2.

Es ist zu finden unter www. hwo.adnün. ch

(Wohnraumförderung - Bundeshilfen
WFG). rZ/tiwo
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Entwicklung der Spendengelder seit der Stiftungsgründung.

Freiwillige Einzahlungen erreichen Rekordstand

Im letzten Jahr überwiesen 557 Mitglie-
der von Wohnbaugenossenschaften
Schweiz, 21 mehr als im 2012, einen frei-

willigen Beitrag an die Stiftung Solidari-
tätsfonds. Mit insgesamt 848 251 Fran-

ken resultiert daraus die höchste Summe

seit der Gründung der Stiftung. Für die-

ses Glanzergebnis möchten wir unseren

Mitgliedern herzlich danken. Auch die

Zinserträge flössen uns wiederum reich-
lieh zu, so dass die Stiftung Solidaritäts-
fonds das Rechnungsjahr 2013 mit ei-

nem Ertragsüberschuss von rund einer
Million Franken abschliessen konnte.

Dieser Betrag steht unseren Mitgliedern
zur Verfügung und kann in Form vonzins-
günstigen Darlehen bei der Fondsverwal-

tung von Wohnbaugenossenschaften
Schweiz beantragt werden. Aufgrund des

derzeit tiefen Referenzzinssatzes von 2,0
Prozent wird der im 2013 angewandte
Darlehenszinssatz von 1,5 auf 1,0 Pro-

zent für die laufenden Darlehen im 2014

reduziert werden.
Die genauen Zahlen und weitere Informa-

tionen zum Geschäftsgang im Rech-

nungsjahr 2013 sind im Geschäftsbe-
rieht der Stiftung dargelegt, der Ende Ap-
ril unseren Mitgliedern zugesandt wird.

Kathrin Schriber, Geschäftsführung Stiftung
Solidaritätsfonds, Wohnbaugenossen-
schatten Schweiz, Bucheggstrasse 109,
8042 Zürich, Telefon 044 360 26 57,
www, wfcg-scfeweiz. cfoAoKdan'faetofond.^

ZURICH

Zahlen und Fakten im Kampf gegen Neid und Vorwürfe

Der Anteil des gemeinnützigen Woh-
nungsbaus in der Stadt Zürich soll auf
einen Drittel steigen. Das hat das Stimm-
volk beschlossen. Auch im übrigen Kan-

tonsgebiet gewinnen die Baugenossen-
Schäften an Bedeutung, fehlen doch al-
lenthalben bezahlbare Wohnungen.
Dies ruft Neid auf den Plan. Rechte poli-
tische Kreise versuchen den genossen-
schaftlichen Wohnungsbau zu schwä-
chen, indem sie ihn in die Ecke des Sozi-

alwohnungsbaus drücken. Gleichzeitig
werfen sie den gemeinnützigen Bauträ-

gern vor, viele günstige Wohnungen wür-
den von den falschen, nämlich gutver-
dienenden Mietern belegt. Sie verlangen
staatliche Vorschriften bei der Vergabe
aller Wohnungen, die von der öffentli-

chen Hand in irgendeiner Form geför-
dert wurden, namentlich durch die Ab-
gäbe von Bauland im Baurecht.

Solche Angriffe pariert der Regional-
verband Zürich nun mit Zahlen und Fak-

ten. «Wir sind privatrechtliche Unterneh-

mungen, die sich selber gehören und
grösstenteils selber finanzieren», sagte

RegionalverbandspräsidentPeterSchmid
vor den Medien. Die Statistik zeigt denn
auch, dass in der Stadt Zürich nur dreissig
Prozent aller Genossenschaftswohnun-

gen auf Land stehen, das die Stadt den
Baugenossenschaften verkauft oder im
Baurecht abgegeben hat. Anhand der
Einkommenszahlen der Bewohner zwei-
er grosser Stadtzürcher Baugenossen-
Schäften entkräftete der Regionalverband

zudem den Vorwurf der Fehlbelegungen.
So zeigt sich, dass bei der ABZ neunzig
Prozent der Mieterschaft ein steuerbares
Einkommen von weniger als 80 000 Fran-
ken aufweist, 54 Prozent sogarweniger als

40 000 Franken. Grundsätzlich wendeten
die Baugenossenschaften zudem freiwil-
lig wirksame Belegungsvorschriften an.

Die Dokumentation «Landgeschäfte
der Stadt Zürich mit Wohnbaugenossen-
Schäften auf dem Gebiet der Stadt Zürich
von 1910-2010» kann unter www.wüg-z/z.
ch (Dienstleistungen und Angebote - Do-
kumentationsstelle Forschung und Inno-
vation) heruntergeladen werden. Neu
aufgeschaltet ist auch die Schrift «Zersie-

delung, Gentrifizierung und mögliche
wohnbaupolitische Instrumente». rl
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